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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 über eine gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Obst und Gemüse 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2518/69 über die Grundregeln für die Gewäh- 
rung von Erstattungen bei der Ausfuhr von Obst und Ge- 
müse und die Kriterien für die Festsetzung der Erstattung 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2517/69 zur Festlegung einiger Maßnahmen zur 
Sanierung der Obsterzeugung in der Gemeinschaft. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Komission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittel- 
te Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821. Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 über eine 
gemeinsame Marktorganisation für Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame Marktor- 
ganisation für Obst und Gemüse ^), sind die Kriterien 
für die Festsetzung der Grund- und Ankaufspreise 
festgelegt. Die Erfahrung hat gezeigt, daß diese Kri- 
terien zu starr sind, um die Festsetzung dieser Preise 
auf einer solchen Höhe zu ermöglichen, daß sie die 
Preisstabilisierung auf einem für den Erzeuger ange- 
messenen Niveau gewährleistet, -ohne zur Bildung 
struktureller Überschüsse in der Gemeinschaft zu 
führen. Um diesen Nachteil zu beseitigen, empfiehlt 
es sich, bei der Festsetzung des Grundpreises kein 
mathematisches Kriterium mehr zugrunde zu legen. 

Gemäß Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 
1035/72 gewähren die Mitgliedstaaten den Erzeuger- 
organisationen, die Marktinterventionen durchfüh- 
ren, einen finanziellen Ausgleich, sofern insbeson- 
dere ihr Rücknahmepreis das in diesem Artikel vor- 
gesehene Niveau nicht überschreitet. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß es im Hinblick auf 
eine wirksamere Marktstützung zweckmäßig ist, den 
Erzeugergemeinschaften zu gestatten, ihren Rück- 
nahmepreis auf ein höheres Niveau festzusetzen, 
ohne daß sie deswegen den finanziellen Ausgleich 
einbüßen. Es ist jedoch wichtig, die Möglichkeit 
vorzusehen, das Niveau der Rücknahmepreise auf 
einer gemeinschaftlichen Ebene zu harmonisieren. 

Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
1035/72 ermöglicht es nicht, den Eigentümer der 
aus dem Handel gezogenen Erzeugnisse, die von 
den Erzeugerorganisationen nicht bestimmten Ver- 
wendungszwecken zugeführt werden konnten, genau 
zu bestimmen. Um jede Unklarheit zu vermeiden, 
müssen die obengenannten Bestimmungen genauer 
festgelegt werden. 

Nach Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 stellt die Kommission, wenn die Notie- 
rungen für ein bestimmtes Erzeugnis an drei auf- 
einanderfolgenden Markttagen unter dem Ankaufs- 
preis liegen, fest, daß sich der Markt des betreffen- 
den Erzeugnisses in einer ernsten Krise befindet. 


Gemäß Absatz 2 dieses Artikels stellen die Mitglied- 
staaten vom Zeitpunkt dieser Feststellung an über 
die von ihnen zu diesem Zweck bezeichneten Stellen 
oder natürlichen oder juristischen Personen den An- 
kauf der diesen angebotenen Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in der Gemeinschaft sicher. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß <iie von den Erzeu- 
gergemeinschaften aus dem Handel gezogenen Er- 
zeugnisse einen großen Teil der Produktion aus- 
machen; die Mitgliedstaaten machen daher keinen 
Gebrauch mehr von öffentlichen Ankäufen, nur Ita- 
lien bildet bei bestimmten Erzeugnissen eine Aus- 
nahme. Daher sind die obengenannten Bestimmun- 
gen dahin gehend zu ändern, daß die Kommission die 
Möglichkeit hat, die Mitgliedstaaten zu öffentli- 
chen Ankäufen zu ermächtigen. 

In Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 sind die für die aus dem Handel gezo- 
genen Erzeugnisse vorgesehenen Verwendungs- und 
Bestimmungszwecke festgelegt. Es ist zweckmäßig, in 
manchen Fällen auch die Verwendung dieser Erzeug- 
nisse nach ihrer Verarbeitung in Form einer Ver- 
teilung an Schulkinder vorzusehen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die in Artikel 23 
der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 festgelegten 
Kriterien zur Festsetzung der Referenzpreise zu starr 
waren, um diese Preise so festsetzen zu können, 
daß sie sowohl den Schutz der Gemeinschaftserzeug- 
nisse als auch die Wahrung der Verbraucherinteres- 
sen gewährleisteten; um hier Abhilfe zu schaffen, 
sind diese Kriterien entsprechend zu ändern. 

Artikel 24 Absatz 3 der vorgenannten Verordnung 
sieht vor, daß für die Berechnung des Einfuhrpreises 
die Notierungen um die Kosten für die Beförderung 
der Erzeugnisse von den Grenzübergängen der Ge* 
meinschaft bis zu den repräsentativen Einfuhrmärk- 
ten verringert werden. Dieses System, das vor allem 
zur Anwendung von Pauschalbeträgen geführt hat, 
um Diskriminierungen der verschiedenen Beförde- 
rungsmittel zu vermeiden, hat auf einigen Märkten 
die Gemeinschaftserzeugnisse gegenüber den Ein- 
fuhrerzeugnissen benachteiligt. Um diesen Nachteil 
zu beheben, sind bei der Festsetzung des Referenz- 
preises die Transportkosten für die Gemeinschafts- 
erzeugnisse von den Produktionszonen bis zu den 
großen Verbrauchszentren zu berücksichtigen. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 18. Mai 1972, S. 1 
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Artikel 24 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
legt die Kriterien für die Berechnung der Einfuhr- 
preise der Einfuhrerzeugnisse fest. Die Erfahrung 
hat gezeigt, daß die festgestellten Notierungen nicht 
immer ein echtes Bild der Marktsituation vermittel- 
ten, da sie sich mitunter auf geringe Mengen der auf 
den Märkten angebotenen Erzeugnisse beziehen. 
Deshalb ist es notwendig, die Art der Notierungen 
und die Mengen der Erzeugnisse zu bestimmen, die 
bei der Berechnung der Einfuhrpreise zu berücksich- 
tigen sind. 

Wenn erhebliche Mengen eines Erzeugnisses 
während einer bestimmten Zeit Gegenstand von 
Interventionsmaßnahmen sind, kann durch Einfuhren 
dieses Erzeugnisses aus Drittländern die Situation 
auf dem Gemeinschaftsmarkt noch verschärft wer- 
den. Um dieser Gefahr zu begegnen, ist die Möglich- 
keit vorzusehen, je nachdem die Einfuhren vollstän- 
dig oder teilweise auszusetzen oder mit einer zu- 
sätzlichen Abgabe zu belegen. Die Voraussetzungen 
für die Anwendung dieser Maßnahmen und insbe- 
sondere die Höhe dieses Betrages sind festzusetzen. 

Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 sieht in Artikel 30 
ein System von Erstattungen bei der Ausfuhr zur 
Deckung der Differenz zwischen den in der Gemein- 
schaft angewandten Preisen und den Preisen auf dem 
W eltmarkt vor. 

Da die für die Festsetzung der Erstattung not- 
wendigen Faktoren erst im Laufe des Wirtschafts- 
jahres verfügbar werden, können nach dem in Arti- 
kel 30 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 vorgesehe- 
nen System keine Erstattungen für Erzeugnisse, deren 
Vermarktung sich nur über einige Monate erstreckt, 
für zu Beginn des Wirtschaftsjahres durchzuführende 
Ausfuhren gewährt werden. Um diese Schwierigkei- 
ten zu beheben, ist die Erstattung unter Zugrunde- 
legung der verfügbaren Preise, die auf dem Markt 
der Gemeinschaft zu Beginn des Vermarktungs- 
zeitraums gehandhabt werden, zu berechnen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die getroffenen 
Maßnahmen, was die Geltungsdauer der Erstattun- 
gen betrifft, nicht in allen Fällen eine den Erforder- 
nissen des Handels entsprechende Sicherheit bieten. 
Es ist daher notwendig, die Möglichkeit einer Vor- 
ausfestsetzung der Erstattung im Sektor Obst und 
Gemüse für vor Beginn oder im Laufe des Wirt- 
schaftsjahres abgeschlossene Verträge vorzusehen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 
Artikel 1 

Der Text des Artikels 15 Absatz 1 erster Unterabsatz 
letzter Satz der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 wird 
ersetzt durch den folgenden Text: 

„In diesem Fall und sofern es sich um ein Erzeugnis 
handelt, das in Anhang II aufgeführt ist, setzen sie 
diesen Preis auf einer Höhe fest, 


— die mindestens derjenigen entspricht, die in Arti- 
kel 18 Absatz 1 dritter Unterabsatz genannt ist, 

— die höchstens dem gemeinschaftlichen Maximum 
entspricht, das gemäß dem in Artikel 33 vor- 
gesehenen Verfahren festgelegt werden kann." 


Artikel 2 

Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 16 

1. Jedes Jahr vor dem 1. August wird für das im 
darauffolgenden Jahr beginnende Wirtschaftsjahr 
nach dem Verfahren von Artikel 43 Absatz 2 des 
Vertrages für jedes der in Anhang II dieser Verord- 
nung aufgeführten Erzeugnisse ein Grundpreis und 
ein Ankaufspreis festgesetzt. Für das Wirtschafts- 
jahr 1973/74 werden diese Preise jedoch vor dem 

1. April 1973 festgesetzt. 

Diese für die gesamte Gemeinschaft geltenden Preise 
werden für jedes Wirtschaftsjahr oder für die ein- 
zelnen Zeitabschnitte festgesetzt, in die das Wirt- 
schaftsjahr entsprechend der jahreszeitlich bedingten 
Preisentwicklung unterteilt werden kann. 

Bei der Festsetzung der Dauer des' Wirtschaftsjahres 
werden die Zeiträume mit schwacher Vermarktung 
zu Beginn und am Ende des Wirtschaftsjahres nicht 
berücksichtigt. 

2. Die Preise werden festgesetzt unter Berücksich- 
tigung insbesondere der Notwendigkeit, 

— zur Sicherung der Einkommen der Landwirte 
beizutragen, 

— die Preisstabilisierung auf den Märkten zu ge- 
währleisten, ohne zur Bildung struktureller Über- 
schüsse in der Gemeinschaft zu führen. 

Der Grundpreis wird für ein Erzeugnis mit genau 
festgelegten Handelseigenschaften, wie Sorte oder 
Art, Güteklasse, Größenordnung und Verpackung, 
festgestellt. 

Der Ankaufspreis wird in Abhängigkeit vom Grund- 
preis für jedes Erzeugnis unter Berücksichtigung ins- 
besondere der Eigentümlichkeiten des Marktes und 
vor allem des Umfangs der Preisschwankungen 
festgesetzt. 

3. Bei einem Erzeugnis, das andere Handelsmerk- 
male als das für die Festsetzung des Grundpreises 
dienende Erzeugnis aufweist, wird der Preis, zu dem 
das Erzeugnis im Rahmen der Vorschriften des Arti- 
kels 19 angekauft wird, mittels Anwendung von 
Anpassungskoeffizienten auf den Ankaufspreis er- 
rechnet. 

Die Anpassungskoeffizienten werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 33 festgesetzt." 


3 



Drudcsadie VI/3678 


Deutscher Bundestag - 6, Wahlperiode 


Artikel 3 

Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 18 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren den Erzeugerorga- 
nisationen, die Interventionen im Rahmen der Be- 
stimmungen Artikel 15 durchführen, für die Erzeug- 
nisse des Anhangs II einen finanziellen Ausgleich, 
sofern 

— ihr Rücknahmepreis höchstens gleich dem Maxi- 
mum ist, das gegebenenfalls in Anwendung des 
Artikels 15 Absatz 1 festgelegt wird, 

— die den angeschlossenen Erzeugern gewährte 
Entschädigung nicht den von ihnen festgesetzten 
Rücknahmepreis übersteigen. 

Der finanzielle Ausgleich entspricht wertmäßig den 
von den Erzeugerorganisationen gezahlten Entschä- 
digungen abzüglich der Nettoeinnahmen aus den 
Erzeugnissen, die aus dem Handel gezogen werden. 

übersteigen die Entschädigungen jedoch die Beträge, 
die sich bei Anwendung der nachstehenden Preise 
auf die aus dem Handel gezogenen Mengen ergeben, 

■ — der in Artikel 19 Absatz 2 erster Gedankenstrich 
festgelegte, um 10 v. H. des Grundpreises er- 
höhte Preis für Erzeugnisse mit den Merkmalen, 
die in den Qualitätsnormen für die Güteklasse II 
oder die höheren Güteklassen vorgesehen sind, 

— der in Artikel 19 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich 
festgelegte, um 10 v, H. des Grundpreises er- 
höhte Preis für Erzeugnisse mit den Merkmalen, 
die in den Qualitätsnormen für die Güteklasse III 
vorgesehen sind, 

so kann der finanzielle Ausgleich nicht höher als 
diese Beträge liegen. 

2. Die Gewährung des finanziellen Ausgleichs ist 
davon abhängig, daß der vom Mitgliedstaat bezeich- 
neten Interventionsstelle die Erzeugnisse überlassen 
werden, welche die Erzeugerorganisationen nicht 
einem der in Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a erster, 
zweiter, dritter und sechster Gedankenstrich genann- 
ten Zweck zuführen können." 


Artikel 4 

Der Text von Artikel 19 der Verordnung (EWG) Nr. 
1035/72 wird durch folgenden Text ersetzt: 

„Artikel 19 

1. In dem Fall, wo für ein bestimmtes Erzeugnis 
auf einem der in Artikel 17 Absatz 2 genannten re- 
präsentativen Märkte die der Kommission gemäß 
Absatz 1 desselben Artikels übermittelten Preise 
während dreier aufeinanderfolgenden Markttage 
unterhalb des Ankaufspreises liegen, kann die Kom- 


mission die Mitgliedstaaten autorisieren, durch Ein- 
schaltung der Organismen, natürlichen oder juristi- 
schen Personen, die hierzu bestimmt sind, den An- 
kauf vornehmen zu lassen von Erzeugnissen mit 
Ursprung in der Gemeinschaft, die ihnen angeboten 
werden, sofern diese hinsichtlich der Güte und der 
Größensortierung den Anforderungen entsprechen, 
die durch die Qualitätsnormen gestellt werden und 
die nicht gemäß den Bestimmungen von Artikel 15 
Absatz 1 aus dem Markt genommen wurden. 

Diese Erzeugnisse wurden aufgekauft 

— zum Ankaufspreis, auf welchen der Anpassungs- 
koeffizient für die Güteklasse II und gegebenen- 
falls die anderen Anpassungskoeffizienten ange- 
wandt wurden, sofern sie den Anforderungen 
der Güte und der Größenklasse entsprechen, wel- 
che durch die Qualitätsnormen für diese Güte- 
klasse oder höhere Güteklassen gestellt werden; 

— zum Ankaufspreis, auf welchen der Anpassungs- 
koeffizient für die Güteklasse III und gegebenen- 
falls die anderen Anpassungskoeffizienten ange- 
wandt wurden, sofern sie den Anforderungen 
der Güte und der Größensortierung genügen, 
die durch die Qualitätsnormen für diese Güte- 
klasse gestellt werden. 

2. Die Aufkäufe ktionen werden eingestellt, wenn 
während dreier aufeinanderfolgender Markttage 
die Notierungen oberhalb des Ankaufspreises liegen, 
die Kommission stellt ohne Verzögerung fest, daß 
diese Bedingung erfüllt ist." 


Artikel 5 

1. Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a fünfter Ge- 
dankenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
wird wie folgt geändert: 

— „Verarbeitung und kostenlose Verteilung der 
Verarbeitungserzeugnisse an die im ersten und 
sechsten Gedankenstrich genannten juristischen 
oder natürlichen Personen". 

2. Artikel 21 Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält fol- 
gende Fassung: 

3. „Die kostenlose Verteilung nach Absatz 1 Un- 
terabsatz 1 Buchstabe a erster und sechster Gedan- 
kenstrich erfolgt unter der Verantwortung der Mit- 
gliedstaaten". 

Artikel 6 

Artikel 23 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 23 

1. Um Störungen infolge von Angeboten aus drit- 
ten Ländern zu anormalen Preisen zu vermeiden, 
werden jedes Jahr vor Beginn des Wirtschaftsjah- 
res Referenzpreise festgesetzt. 
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Diese für die gesamte Gemeinschaft geltenden Preise 
werden für jedes Wirtschaftsjahr oder für die ein- 
zelnen Zeitabschnitte festgesetzt, in die das Wirt- 
schaftsjahr entsprechend der jahreszeitlich beding- 
ten Preisentwicklung unterteilt werden kann. 

2. Die Festsetzung der Referenzpreise erfolgt 

— auf der Basis des um den in Absatz 4 bestimm- 
ten Betrag erhöhten arithmetischen Mittels der 
Erzeugerpreise der einzelnen Mitgliedstaaten, 

— unter Berücksichtigung der Durchschnittsentwick- 
lung der Grund- und Ankaufspreise. 

3. Die Erzeugerpreise entsprechen dem Durchschnitt 
der Notierungen, die während der drei Jahre vor 
dem Zeitpunkt der Festsetzung des Referenzprei- 
ses für ein in seinen Handelseigenschaften definier- 
tes inländisches Erzeugnis festgestellt wurden; die 
Feststellungen erfolgen auf dem repräsentativen 
Markt bzw. den repräsentativen Märkten in den 
Anbaugebieten mit den niedrigsten Notierungen 
für Erzeugnisse oder Sorten, welche einen wesent- 
lichen Teil der im Laufe des Jahres bzw, eines Teils 
des Jahres vermarkteten Erzeugung ausmachen, der 
Güteklassen I und bestimmten Anforderungen in 
bezug auf die Aufmachung entsprechen. 

Bei der Berechnung der durchschnittlichen Notie- 
rungen jedes repräsentativen Marktes bleiben die 
Notierungen unberücksichtigt, die im Vergleich zu 
den auf diesem Markt festgestellten normalen 
Schwankungen als übermäßig hoch oder niedrig 
betrachtet werden können. 

4. Der in Absatz 2 genannte Betrag, der pauschal 
berechnet werden kann, wird unter Zugrundelegung 
der Transportkosten der Erzeugnisse von den Erzeu- 
gungsgebieten bis zu den Verbrauchszentren der 
Gemeinschaft festgesetzt, in denen die aus Dritt- 
ländern eingeführten Erzeugnisse vermarktet wer- 
den." 

Artikel 7 

Artikel 24 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 24 

1. Die Kommissiou beobachtet regelmäßig unter 
Zugrundelegung der Auskünfte, die ihr die Mit- 
gliedstaaten mitteilen oder die sie selbst einholtj 
die Entwicklung der Durchschnittsnotierungen der 
aus Drittländern eingeführten Erzeugnisse auf den 
repräsentativsten Einfuhrmärkten der Mitgliedstaa- 
ten für ein in seinen Handelseigenschaften definier- 
tes Erzeugnis jeglicher Herkunft. 

2. Für jedes referenzpreisgebundene Erzeugnis 
wird an jedem Markttag für jedes Herkunftsland ein 
Einfuhrpreis errechnet; dies geschieht anhand der 


auf der Importeur/Großhändler-Stufe festgestellten 
oder auf diese Stufe umgerechneten repräsentativen 
Notierungen. 

Als repräsentativ gelten 

— die Notierungen der Erzeugnisse der Kategorie I, 
sofern die Mengen dieser Kategorie mindestens 
50 V. H. der gesamten vermarkteten Mengen 
darstellen, 

— die Notierungen der Erzeugnisse der Kategorie I, 
die, falls die Erzeugnisse dieser Kategorie weni- 
ger als 50 V. H. der Gesamtmengen ausmachen, 
durch die unveränderten Notierungen der Erzeug- 
nisse der Kategorie II für die zur Deckung von 
50 V. H. der gesamten vermarkteten Mengen 

— die unveränderten Notierungen der Erzeugnisse 
der Kategorie II, sofern Erzeugnisse der Kate- 
gorie I fehlen. 

erforderlichen Mengen ergänzt werden, 

3. Der Einfuhrpreis für ein bestimmtes Herkunfts- 
land ist gleich der niedrigsten repräsentativen No- 
tierung oder dem Durchschnitt der niedrigsten reprä- 
sentativen Notierungen für mindestens 30 v. H. der 
auf allen repräsentativen Märkten, für welche Notie- 
rungen vorliegen, vermarkteten Mengen, wobei 
diese Notierung oder Notierungen zuvor um die 

— im Gemeinsamen Zolltarif enthaltenen Zölle, 

— ■ etwaigen Ausgleichsabgaben, 

— in Anwendung der Bestimmungen von Artikel 26 
erhobenen eventuellen zusätzlichen Abgaben, 

— anderen Einfuhrabgaben, sofern diese Notierun- 
gen Auswirkungen dieser Abgaben berücksichti- 
gen, 

verringert werden." 


Artikel 8 

Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 26 

1. Die erhobene Ausgleichsabgabe wird nicht ge- 
ändert 

— sofern die Veränderung der Berechnungsfakto- 
ren nach ihrem Inkrafttreten nicht an drei auf- 
einanderfolgenden Markttagen zu einer Verän- 
derung ihres Betrages um mehr als eine Rech- 
nungseinheit führt, 

— solange nicht die Gruppierung der Herkunfts- 
länder angepaßt werden muß. 

2. Die Aufhebung der Ausgleichsabgabe für Er- 
zeugnisse aus einem bestimmten Herkunftsland 
wird beschlossen, sobald der Einfuhrpreis an zwei 
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aufeinanderfolgenden Markttagen mindestens so 
hoch liegt wie der Referenzpreis. Die Aufhebung 
wird ebenfalls beschlossen, wenn es für die betref- 
fenden Erzeugnisse aus diesem Herkunftsland an 
sechs aufeinanderfolgenden Arbeitstagen keine No- 
tierungen gegeben hat und wenn bei Anwendung 
der Bestimmungen von Absatz 1 erster Gedanken- 
strich der Betrag der Ausgleichsabgabe gleich Null 
wäre." 


Artikel 9 

In die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 ist ein Artikel 
26 a mit folgendem Wortlaut eingefügt worden; 

„Artikel 26 a 

1. Werden für ein bestimmtes Erzeugnis die An- 
kaufs- und Rücknahmemaßnahmen nach Artikel 
18 und 19 - während vier aufeinanderfolgenden 
Wochen bei Äpfeln, Birnen und Zitronen und wäh- 
rend zwei aufeinanderfolgenden Wochen für die 
anderen Erzeugnisse des Anhangs II - in großem 
Umfang durchgeführt, so können je nachdem die 
Einfuhren ausgesetzt, auf bestimmte Güteklassen, 
Größensortierungen oder Sortengruppen begrenzt 
werden oder mit einer zusätzlichen Abgabe belegt 
werden. 

2. Diese zusätzliche Abgabe ist gleich 50 v. H. 
der Differenz zwischen dem Grundpreis und dem 
nach den Bestimmungen von Artikel 18 Absatz 1 
Unterabsatz 3 erster Gedankenstrich berechneten 
Preis. 

Diese zusätzliche Abgabe wird zusätzlich zu den 
geltenden Zöllen und den in Anwendung von Arti- 
kel 25 eventuell erhobenen Ausgleichsabgaben er- 
hoben. 

3. Die Aufhebung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Maßnahmen wird beschlossen, sobald während min- 
destens einer Woche ein spürbarer Rückgang der 
angekauften oder aus dem Handel genommenen 
Mengen gegenüber den vor Einführung der Maß- 
nahmen angekauften oder aus dem Handel genom- 
menen Mengen festzustellen ist. 

4. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht 
für Erzeugnisse, für die bei der Einfuhr in die Ge- 
meinschaft bei Einhaltung eines Mindestpreises eine 
Präferenzenregelung gewährt wird." 


Artikel 10 

Artikel 27 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 27 . 

1. Nach dem Verfahren des Artikels 33 werden 
festgelegt: 


— die Einzelheiten der Anwendung der Artikel 
23 bis 26, insbesondere die Festsetzung des in 
Artikel 23 Absatz 4 genannten Betrages, 

— die Referenzpreise. 

2. Die Einführung, Änderung und Aufhebung der 
Ausgleichsabgabe oder der zusätzlichen Abgabe 
und die Restriktionen bei der Einfuhr, wie sie in 
Artikel 26 a Absatz 1 vorgesehen sind, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 33 beschlossen. 

Zwischen den regelmäßigen Sitzungen des Verwal- 
tungsausschusses werden diese Maßnahmen jedoch 
von der Kommission erlassen. In diesem Fall gelten 
sie bis zum Inkrafttreten etwaiger nach dem Ver- 
fahren des Artikels 33 erlassener Maßnahmen." 


Artikel 11 

Artikel 28 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 erhäft 
folgende Fassung: 

„Artikel 

Bezüglich der unter diese Verordnung fallenden 
Erzeugnisse, deren Zollsätze im GATT konsolidiert 
sind, sorgt die Gemeinschaft dafür, daß die Aus- 
gleichsabgabe oder die zusätzliche Abgabe unter 
Einhaltung der Verpflichtungen erhoben werden, 
welche die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft 
im GATT übernommen haben. 

Hat die Erhebung einer Ausgleichsabgabe oder 
einer zusätzlichen Abgabe im GATT Schritte anderer 
Vertragsparteien zur Folge, so beschließt der Rat 
anhand eines Vorschlags oder einer Empfehlung, 
den bzw. die die Kommission entsprechend der so 
entstandenen Lage unterbreitet, welche Maßnahmen 
nach dem Verfahren des Artikels 113 des Vertrages 
zu treffen sind. Namentlich obliegt es dem Rat, ge- 
gebenenfalls Dekonsolidierungen zu beschließen." 

Artikel 12 

Artikel 30 Absätze 1 und 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 erhalten folgende Fassung; 

„1. Um eine wirtschaftlich wichtige Ausfuhr der in 
Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 aufge- 
führten Erzeugnisse auf der Grundlage der Preise 
zu ermöglichen, die im internationalen Handel für 
diese Erzeugnisse gelten, kann der Unterschied 
zwischen diesen Preisen und den in der Gemein- 
schaft angewandten Preisen, soweit erforderlich, 
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen 
werden. 

3. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 
2 des Vertrages die Grundregeln für die Gewährung 
und die Vorausfestsetzung der Ausfuhrerstattungen 
sowie die Kriterien für die Festsetzung der Erstat- 
tung fest." 
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Artikel 13 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Die Bestimmungen der Artikel 1, 3, 4, 5, 8, 9, 10, 11 
und 12 sind ab 1. Oktober 1972 anzuwenden. 

Die Bestimmungen von Artikel 2 sind anzuwenden 
ab 

— 1. Oktober 1973 für Apfelsinen und Mandarinen, 

— 1. Juni 1973 für Zitronen und Birnen, 

— ■ 1. Juli 1973 für Apfel, 

— 1. Mai 1973 für die anderen Erzeugnisse. 

Die Bestimmungen der Artikel 6 und 7 sind anzu- 
wenden ab 

— 1. Oktober 1972 für Apfelsinen und Mandarinen, 

— 1. Juni 1973 für Zitronen und Birnen, 

— 1. Juli 1973 für Äpfel, 

— 1. Mai 1973 für die anderen Erzeugnisse. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2518/69 über die 
Grundregeln für die Gewährung von Erstattungen bei der 
Ausfuhr von Obst und Gemüse und die Kriterien 
für die Festsetzung der Erstattung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse^), insbe- 
sondere auf Artikel 30 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 30 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72, geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 
. . ./72^), ist eine Regelung für Erstattungen bei 
der Ausfuhr vorgesehen, durch die der Unterschied 
zwischen den in der Gemeinschaft angewandten oder 
zu erwartenden und den im internationalen Handel 
geltenden Preisen ausgeglichen werden kann. 

Es empfiehlt sich, die Kriterien für die auf dem 
Gemeinschaftsmarkt zu erwartenden Preise fest- 
zusetzen. 

Die Vorausfestsetzung der Erstattungen ist nur für 
solche Erzeugnisse angezeigt, die üblicherweise 
Gegenstand langfristiger, vor Beginn oder während 
des Wirtschaftsjahres abgeschlossener Verträge sind. 

Bei Vorausfestsetzung der Erstattung sind Maß- 
nahmen erforderlich, durch die in jedem Falle die 
Abwicklung der Ausfuhren entsprechend dem ein- 
gereichten Antrag gewährleistet wird; zu diesem 
Zweck empfiehlt es sich, daß jeder Antragsteller 
eine Bescheinigung erhält, in der die Abwicklung 
der Ausfuhren innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
vorgesehen ist. 

Um Mißbräuche zu vermeiden, ist es angezeigt, die 
Ausstellung dieser Bescheinigung von der Hinterle- 
gung einer Kaution abhängig zu machen, die verfällt, 
wenn die Ausfuhr nicht während der Gültigkeits- 
dauer der Bescheinigung erfolgt - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2518/69®), 
wird durch folgenden Absatz ergänzt: 


„In den Fällen, in denen die unter a) erster Gedanken- 
strich genannten Preise nicht bekannt sind, werden 
die zu erwartenden Preise zugrunde gelegt. 

Diese werden unter Berücksichtigung der Preise in 
den letzten Wirtschaftsjahren und der Erntevoraus- 
schätzungen festgestellt." 


' Artikel 2 

Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2518/69 erhält folgende Fassung: 

1 . „Die Preise auf dem Markt der Gemeinschaft wer- 
den unter Berücksichtigung der angewandten oder zu 
erwartenden Preise ermittelt, die im Hinblick auf die 
Ausfuhr am günstigsten sind." 


Artikel 3 

In der Verordnung (EWG) Nr. 2518/69 wird ein 
Artikel 4 a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 4 a 

1. Der Erstattungsbetrag entspricht der am Tage 
der Ausfuhr geltenden Erstattung. 

2. Für die im Anhang aufgeführten Erzeugnisse 
wird die Erstattung auf Antrag des Betreffenden im 
voraus festgesetzt. In diesem Fall wird die am Tage 
der Einreichung des Antrags auf die in Artikel 4 b 
genannte Vorausfestsetzungsbescheinigung geltende 
Erstattung auf einen Ausfuhrvorgang angewandt, der 
während der Gültigkeitsdauer dieser Bescheinigung 
abzuwickeln ist." 


Artikel 4 

In die Verordnung (EWG) Nr. 2518/69 wird ein Arti- 
kel 4 b mit folgendem Wortlaut eingefügt: 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S.l 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . . , S. . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 17 
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„Artikel 4 b 

1. Die Gewährung der Erstattung zu den in Artikel 
4 a Absatz 2 vorgesehenen Bedingungen hängt von 
der Vorlage einer Vorausfestsetzungsbescheinigung 
ab, die die Mitgliedstaaten jedem Antragsteller 
ungeachtet seines Niederlassungsortes in der Ge- 
meinschaft ausstellen. 

Die Bescheinigung gilt in der ganzen Gemeinschaft. 

2. Voraussetzung für die Ausstellung der Voraus- 
festsetzungsbescheinigung ist die Hinterlegung einer 
Kaution als Garantie für die Einhaltung der Ver- 
pflichtung, die in Rede stehenden Ausfuhren wäh- 
rend der gesamten Gültigkeitsdauer der Bescheini- 


gung zu tätigen; diese Kaution verfällt ganz oder 
teilweise, wenn diese Ausfuhren nicht oder nur teil- 
weise innerhalb dieser Frist durchgeführt werden." 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. Sie ist ab 1. Oktober 1972 
anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeidinung 

08.05 A II 

08.05 B 

ex 08.05 G 

Mandeln außer Bittermandeln 

Walnüsse 

Haselnüsse 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 
zur Festlegung einiger Maßnahmen zur Sanierung 
der Ohsterzeugung in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission,' 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 
des Rates vom 9. Dezember 1969 zur Festlegung 
einiger Maßnahmen zur Sanierung der Obsterzeu- 
gung in der Gemeinschaft^), geändert durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2476/70 2), ist eine Frist für die 
Einreichung der Anträge auf Gewährung der Ro- 
dungsprämien vorgesehen; da die innerhalb dieser 
Frist eingegangenen Anträge betreffend die Rodung 
von Birn- und Pfirsichbäumen nicht ausreichen, um 
das geplante Sanierungsprogramm für Obstpflanzun- 
gen abzuschließen, ist es angezeigt, diese Frist für 
Birn- und Pfirsichbäume zu verlängern und den Inte- 
ressenten die Möglichkeit zu geben, neue Anträge 
auf Gewährung der Prämien einzureichen. 

Nach Maßgabe des genannten Artikels hängt die 
Gewährung der Rodungsprämie davon ab, daß sich 
der Empfänger verpflichtet, während eines bestimm- 
ten Zeitraums im Rahmen seines Betriebs auf die 
Anlage neuer Apfel-, Birnen- und Pfirsichpflanzun- 
gen zu verzichten; es empfiehlt sich, die im Rahmen 
der normalen Bestandserneuerung angelegten Pflan- 
zungen von dieser Verpflichtung auszunehmen, so- 
fern bestimmte Bedingungen erfüllt sind. 

Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
2517/69 ist der Höchstbetrag der Rodungsprämie 
auf 800 Rechnungseinheiten festgesetzt; da die 
Kosten der Rodung seit Erlaß dieser Verordnung ge- 
stiegen sind, ist es angezeigt, den Höchstbetrag die- 
ser Prämie sowohl für den neu einzureichenden als 
auch für die Anträge anzuheben, bei denen die Ro- 
dung noch nicht durchgeführt ist. 

Gemäß Artikel 7 der vorgenannten Verordnung 
hat der Europäische Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft den Mitgliedstaaten 
50 V. H. der Rodungsprämien zu erstatten; da diese 
Sanierungsmaßnahme für die Gemeinschaft von 
großer Bedeutung ist, ist es zweckmäßig, den Er- 
stattungssatz für diese Prämien auf 100 v. H. anzu- 
heben. 


Zur Erweiterung des Anwendungsbereichs der Prä- 
mienregelung ist es angezeigt, Artikel 5 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2517/69 aufzuheben - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 2 

1. Die Anträge auf Gewährung der Prämien sind 
zu stellen: 

— • für Apfelbäume vor dem 1. März 1971, 

— für Birn- und Pfirsichbäume vor dem 1. März 
1973. 

2. Die Gewährung der Prämie ist davon abhängig, 
daß der Empfänger sich unter anderem schriftlich 
verpflichtet, 

a) — bis zum 1. März 1973 die Apfelbäume und 

— bis zum 1, März 1974 die Birn- und Pfirsich- 
bäume zu roden, für die die Prämie beantragt 
wird; 

b) für einen nach der Rodung beginnenden Zeitraum 
von fünf Jahren im Rahmen seines Betriebs auf 
die Anlage neuer Apfel-, Birnen- und Pfirsich- 
pflanzungen zu verzichten; dies gilt nicht für die 
normale Erneuerung der Pflanzungen, sofern 

— die Erneuerung des Obstbaumbestands zuvor 
von dem betreffenden Mitgliedstaat geneh- 
migt worden ist, 

— die Rodung des zu erneuernden Teils der Plan- 

tage vor der Bepflanzung erfolgt, 

— die Erneuerung sich auf die Flächen be- 
schränkt, die nach der Rodung, wofür die 
Prämie gewährt wird, noch bepflanzt sind." 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 15 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 266 
vom 9. Dezember 1970, S. 2 
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Artikel 2 

Artikel 3 Absatz 1 zweiter Unterabsatz der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2517/69 erhält folgende Fassung: 

„Sie beträgt: 

— 800 Rechnungseinheiten je bis zum 1. Oktober 
1972 gerodeten Hektar, 

— “ 900 Rechnungseinheiten je nach dem 1. Oktober 
1972 gerodeten Hektar," 


Artikel 3 

Artikel 6 erster Unterabsatz der Verordnung (EWG) 
Nr. 2517/69 erhält folgende Fassung: 

„In den letzten drei Monaten des nach der Rodung 
beginnenden Zeitraums von fünf Jahren kontrollie- 
ren die Mitgliedstaaten, ob der Empfänger die Ver- 
pflichtungen gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b 
eingehalten hat und unterrichten die Kommission 
über das Ergebnis dieser Kontrolle." 


Artikel 4 

Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2517/72 erhält folgende Fassung: 

„1, Der Europäische Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
erstattet den Mitgliedstaaten 100 v. H. der in Ab- 
satz 1 genannten Prämien." 


Artikel 5 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 sowie 
die entsprechenden Durchführungsbestimmungen 
werden aufgehoben. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Auf der Grundlage der in den beiden letzten Wirt- 
schaftsjahren gewonnenen Erfahrung zeigt sich, 
daß die Gemeinschaftsbestimmungen über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Obst und Gemüse, 
obgleich sie im Dezember 1969 durch eine Reihe von 
Maßnahmen des Rates ergänzt wurden, in zahlrei- 
chen Punkten geändert werden müssen. Entsprechen- 
de Anträge wurden im übrigen auf der 187. Tagung 
des Rates von den Landwirtschaftsministern einiger 
Mitgliedstaaten und von den landwirtschaftlichen 
Berufsorganisationen gestellt. 

Zur Verbesserung der gegenwärtig geltenden Be- 
stimmungen sollten nach Ansicht der Kommission 
folgende Maßnahmen getroffen werden: 

1. Änderung des Systems der Binnenmarktinter- 
ventionen, 

2. Änderung des Referenzpreissystems, 

3. Einführung eines Systems über die Anwendung 
von Einfuhrmaßnahmen für den Fall von Inter- 
ventionen auf dem Binnenmarkt wegen bedeuten- 
der Mengen, 

4. Änderung der Bestimmungen über die Ausfuhr- 
erstattungen, 

5. Änderung der Bestimmungen über das Roden von 
Apfel-, Birn- und Pfirsichbäumen. 


I. System der Binnenmarktintervensionen 

Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen insbeson-. 
dere: 

— die Festsetzung der Grundpreise, 

— die Interventionen der Erzeugergemeinschaften, 
— ■ die Bestimmungen über die ernste Krise. 

1. Gemäß Artikel 16 Absätze 2 und 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1035/72 gilt: 

— der Grundpreis ist gleich dem arithmetischen Mit- 
tel der Notierungen, die während der letzten drei 
Wirtschaftsjahre festgestellt wurden, 

— der Ankaufspreis ist gleich einem bestimmten 
Prozentsatz des Grundpreises. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß diese Kriterien zu 
starr sind, um diese Preise auf eine Höhe festzuset- 
zen, die als für die Erzeuger zufriedenstellend ange- 
sehen werden kann und nicht zur Bildung struktu- 
reller Überschüsse führt. 

Um diese Schwierigkeiten zu beseitigen, mußte 
mehrfach Artikel 35 der Verordnung (EWG) Nr. 
1035/72 in Anspruch genommen werden, der eine 
Abweichung von diesen Kriterien ermöglicht, um 
für die Festsetzung des Ankaufspreises entweder 


einen niedrigeren oder einen höheren Prozentsatz 
als in Artikel 16 Absatz 3 vorgesehen anwenden zu 
können. 

Um einerseits die Festsetzung dieser Preise elasti- 
scher zu gestalten und andererseits den Forderungen 
einiger Mitgliedstaaten gerecht zu werden, wird vor- 
geschlagen, keine arithmetischen Kriterien mehr 
bei der Festsetzung dieser Preise zugrunde zu 
legen, die vom Rat gleichzeitig mit den anderen 
Agrarpreisen festgelegt werden sollen. 

2. Gemäß Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 
1035/72 müssen die Erzeugerorganisationen, um den 
finanziellen Ausgleich zu erhalten, der ihnen für 
Marktinterventionen gewährt wird, Rücknahmeprei- 
se festsetzen, die unter einem bestimmten Niveau 
liegen; dabei besteht Einverständnis darüber, daß 
ihnen kein Ausgleich gewährt wird, wenn der Rück- 
nahmepreis dieses Niveau überschreitet. 

Die Erzeugerorganisationen, die Erzeugnisse mit 
normalerweise hohen Preisen vermarkten (z.B. Treib- 
haustomaten, hochwertiges Obst usw.), sahen sich 
aber gezwungen, zwecks Stabilisierung des Marktes 
dieser Erzeugnisse Rücknahmepreise festzusetzen, 
die über die vorgesehene Höchstgrenze hinausgehen. 
Da ihnen infolgedessen kein finanzieller Ausgleich 
gewährt wurde, gingen die Interventionskosten in 
voller Höhe zu ihren Lasten und führten zu Aus- 
gaben, denen sie im Falle einer schweren Markt- 
störung nicht gewachsen wären. 

Da einerseits die Preise dieser hochwertigen Erzeug- 
nisse bei der Festsetzung der Grund- und Ankaufs- 
preise, von denen der Höchstbetrag des Rücknahme- 
preises abgeleitet wird, unberücksichtigt bleiben 
und andererseits von offensichtlichem Interesse ist, 
daß der Markt dieser Erzeugnisse auf einem für den 
Erzeuger angemessenen Niveau stabilisiert wird, 
wird vorgeschlagen, den Rücknahmepreis nicht mehr 
auf das gegenwärtige Niveau festzusetzen; dabei 
besteht Einverständnis darüber, daß der Betrag des 
Ausgleichs auf der Höhe bleibt, die sich aus dem 
Grund- und Ankaufspreis ergibt. In Anbetracht der 
Freiheit, die man in diesem Punkt den Erzeuger- 
Organisationen läßt, ist es indessen als notwendig 
erschienen, um Mißbrauch zu verhindern, daß man 
die Möglichkeit vorsieht, auf Gemeinschaftsebene 
das Höchstniveau des Rücknahmepreises festzuset- 
zen. 

3. Gemäß Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 stellt die Kommission, falls die 
ihr mitgeteilten Notierungen für ein bestimmtes 
Erzeugnis auf einem der repräsentativen Märkte 
während der Geltungsdauer des Grund- und des 
Ankaufspreises an drei aufeinanderfolgenden Markt- 
tagen unter dem Einkaufspreis liegen, unverzüglich 
fest, daß sich der Markt des betreffenden Erzeug- 
nisses in einer ernsten Krise befindet. 
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Absatz 2 dieses Artikels bestimmt, daß die Mitglied- 
staaten vom Zeitpunkt dieser Feststellung an über 
die von ihnen zu diesem Zweck bezeichneten Stellen 
oder natürlichen oder juristischen Personen den An- 
kauf der diesen angebotenen Erzeugnisse der Ge- 
meinschaft sicherstellen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Mitgliedstaaten 
öffentliche Ankäufe vermeiden, sofern die Inter- 
ventionen von den Erzeugergemeinschaften durch- 
geführt werden und der von ihnen erfaßte Teil der 
Produktion ausreichend ist. Dies ist in allen Mit- 
gliedstaaten außer in Italien festzustellen, wo gegen- 
wärtig - allerdings nur bei einigen Erzeugnissen, 
darunter Blumenkohl - öffentliche Ankäufe getätigt 
werden. 

Infolgedessen wird vorgeschlagen, die automatische 
Feststellung der ernsten Krise abzuschaffen und die 
obengenannten Bestimmungen dahin gehend zu än- 
dern, daß die Kommission die Möglichkeit hat, die 
Mitgliedstaaten zu öffentlichen Ankäufen zu er- 
mächtigen. 


11. System der Referenzpreise 

Die Anwendung des gegenwärtigen Systems der 
Referenzpreise hat zu gewissen Schwierigkeiten 
geführt, die einerseits mit der Methode der Berech- 
nung des Referenzpreises und andererseits mit der 
Festlegung des Einfuhrpreises für die eingeführten 
Erzeugnisse Zusammenhängen. 

Durch die vorgeschlagenen Änderungen sollen da- 
her an den geltenden Bestimmungen die notwendi- 
gen Verbesserungen vorgenommen werden. 

Bei der Festsetzung des Referenzpreises gilt nicht 
mehr das arithmetische Mittel der Erzeugerpreise 
als Alleinkriterium, sondern es werden als Kriterium 
das arithmetische Mittel und die Durchschnittsent- 
wicklung der Grund- und Ankaufspreise für Obst 
und Gemüse zugrunde gelegt. 

Außerdem werden in den Referenzpreis die Kosten 
für die Beförderung der Gemeinschaftserzeugnisse 
von den Produktionsgebieten nach den Verbraucher- 
zentren einbezogen. Dafür werden die Preisnotie- 
rungen dieser Erzeugnisse bei der Berechnung des 
Einfuhrpreises der Einfuhrerzeugnisse nicht mehr 
um die Kosten für die Beförderung von den Grenz- 
übergängen der Gemeinschaft bis zu dem Einfuhr- 
markt, auf dem die Preisnotierungen festgestellt 
werden, verringert. 

Es hat sich nämlich gezeigt, daß das bisherige 
System, das zur Anwendung von oft niedrigeren 
Pauschalbeträgen als der der realen Transportkosten 
geführt hatte, um Diskriminierungen der verschie- 
denen Beförderungsmittel zu vermeiden, auf einigen 
Märkten die Gemeinschaftserzeugnisse gegenüber 
den Einfuhrerzeugnissen benachteiligte. 


Hinsichtlich der Berechnung des Einfuhrpreises hat 
die Erfahrung gezeigt, daß sich die Preisnotierungen 
für ein Erzeugnis der Güteklasse, die für die Fest- 
setzung des Referenzpreises zugrunde gelegt wurde, 
mitunter auf sehr geringe Mengen gemessen an der 
Gesamtheit der auf den Märkten angebotenen Er- 
zeugnismengen bezogen. 

Daher wird nun in dem Vorschlag bestimmt, daß 
die festgestellten Preisnotierungen repräsentativ 
sein müssen, damit sie ein wirklichkeitsgerechteres 
Bild von der Marktlage vermitteln, außerdem wird 
festgelegt, unter welchen Bedingungen die Preisno- 
tierungen als repräsentativ gelten. 

Schließlich sollen im Rahmen der Änderungen der 
geltenden Verordnung auch die Modalitäten für die 
Änderung oder Aufhebung einer eingeführten Ab- 
gabe festgelegt werden, um gewisse paradoxe Situa- 
tionen, die auftreten können, abzuwehren. 

Unabhängig von den in diesem Vorschlag enthal- 
tenen Maßnahmen hat die Kommission die Absicht, 
bis zu ihrer Genehmigung vorläufig Vorkehrungen 
zur Verbesserung der Verwaltung des Referenz- 
preissystems, insbesondere hinsichtlich der Bestim- 
mung der repräsentativen Einfuhrmärkte, der Re- 
präsentativität der Preisnotierungen der Einfuhr- 
erzeugnisse und der den Mitgliedstaaten obliegen- 
den Mitteilungen zu treffen. 


III. Mengenbeschädigungen und Zusatzbetrag 

In dem Vorschlag wird eine neue Möglichkeit ein- 
geführt, nämlich die Einfuhren aus Drittländern je 
nach Fall auszusetzen, auf gewisse Qualitäten, Grö- 
ßen oder Sortengruppen zu beschränken oder einen 
Zusatzbetrag zu erheben, wenn die Marktlage 
irgendeines Erzeugnisses derart ist, daß während 
eines bestimmten Zeitraums in großem Umfang In- 
terventionsmaßnahmen für dieses Erzeugnis durch- 
geführt werden. 

Wenn ein Erzeugnis der Gemeinschaft auf normalen 
Absatzwegen für große Mengen keinen Absatz fin- 
det, erscheint es nämlich unnormal, nicht auf die 
Einfuhren einzuwirken, die die Lage nur noch ver- 
schlimmern. 


IV. Bestimmungen über die Erstattungen 
bei der Ausfuhr 

Bei den Bestimmungen über die Ausfuhrerstattungen 

betreffen die Änderungen 

— die Preise, die bei der Festsetzung der Erstattung 
bei der Ausfuhr zugrunde zu legen sind, 

— die Möglichkeit, die Erstattung bei der Ausfuhr 
für bestimmte Erzeugnisse im voraus festzuset- 
zen. 
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Artikel 30 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 

— sieht insbesondere vor, daß der Unterschied 
zwischen den Preisen für Obst und Gemüse im 
internationalen Handel und den in der Gemein- 
schaft angewandten Preisen durch eine Erstattung 
bei der Ausfuhr ausgeglichen werden kann, 

— gestattet nicht die Vorausfestsetzung der Er- 
stattungen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß diese Kriterien für 
den Obst- und Gemüsehandel ungeeignet sind. 

Erstens ermöglichen sie es nicht. Erstattungen für 
die zu Beginn des Wirtschaftsjahres getätigten Aus- 
fuhren festzusetzen, da hierfür insbesondere die 
Feststellung der Preise auf den Märkten der Gemein- 
schaft notwendig ist, die natürlich nur nach Beginn 
des Wirtschaftsjahres erfolgen kann. 

Zweitens bieten sich * nicht in allen Fällen für den 
Handel eine hinreichende Sicherheit in bezug auf 
die Geltungsdauer der Erstattungen, vor allem im 
Falle der vor Beginn des Wirtschaftsjahres oder 
während des Wirtschaftsjahres abgeschlossenen 
langfristigen Verträge. 

Damit die Erstattungen 

— so rechtzeitig festgesetzt werden können, daß sie 
bereits zu Beginn des Wirtschaftsjahres gewährt 
werden können, 

— für Erzeugnisse festgesetzt werden können, die 
Gegenstand langfristiger, vor Beginn oder sogar 
während des Wirtschaftsjahres abgeschlossener 
Verträge sind, 

wird vorgeschlagen; 

1. bei der Festsetzung der Erstattungen nicht nur 
die in der Gemeinschaft angewandten Preise, son- 
dern auch die voraussichtlichen Preise zu berücksich- 
tigen, 

2. die Möglichkeit einer vorherigen Festsetzung der 
Erstattungen für getrocknete Früchte, d. h. Mandeln, 
Walnüsse und Haselnüsse, vorzusehen. 

V. Bestimmungen über das Roden von 
Apfel-, Birn- und Pfirsichbäumen 

Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen folgende 
Punkte: 

1. Einführung der Möglichkeit, für Apfel- und Birn- 
bäume neue Anträge zu stellen 

Obgleich gegenwärtig noch keine endgültige Bilanz 
des tatsächlichen Umfangs der gemeinschaftlichen 
Rodungsmaßnahmen aufgestellt werden kann, da 
die Rodungen bis zum 28. Februar 1973 fortgesetzt 
werden können, ist bekannt, daß die auf der Grund- 
lage der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 eingereich- 
ten Anträge eine Gesamtfläche von 103 006 ha be- 
treffen, die sich den Schätzungen zufolge in etwa 
wie folgt verteilen: 


Apfelbäume 65 000 ha 

Birnbäume 30 000 ha 

Pfirsichbäume 8 000 ha. 

Falls alle Rodungen, für die ein Antrag gestellt 
wurde, durchgeführt würden, würde sich die Jahres- 
produktion bei Äpfeln um rund 600 000 Tonnen, bei 
Birnen um 270 000 Tonnen und bei Pfirsichen um 
64 000 Tonnen verringern. 

Berücksichtigt man, daß sich die strukturellen Über- 
schüsse auf 300 000 Tonnen Apfel, 600 000 Tonnen 
Birnen und 100 000 Tonnen Pfirsiche belaufen, und 
daß die Verringerung der Produktionsmengen nach 
dem Roden teilweise durch den Beginn der Ertrags- 
fähigkeit junger Obstpflanzungen ausgeglichen wird, 
so gelangt man zu dem Schluß, daß das Roden von 
Birnbäumen und vielleicht in einem geringeren 
Umfang auch von Pfirsichbäumen fortgesetzt werden 
muß. Bei den Apfelbäumen ist das Ende des Ro- 
dungszeitraums (28. Februar 1973) abzuwarten, be- 
vor eine vollständige Bilanz aufgestellt und ent- 
sprechende Schlußfolgerungen gezogen werden 
können. 

Der vorliegende Vorschlag zielt darauf ab, den Zeit- 
raum, während dem Anträge auf Gewährung einer 
Prämie für das Roden von Apfel-, Birn- und Pfir- 
sichbäumen eingereicht werden können, bis zum 

1. März 1973 und den Zeitraum, während dem das 
Roden durchgeführt werden muß, bis zum 1. März 
1974 zu verlängern. 

2. Aktualisierung der gewährten Prämie 

Der Betrag von 800 Rechnungseinheiten je Hektar 
würde auf 900 Rechnungseinheiten erhöht, um dem 
Anstieg der Kosten für das Roden und die Wieder- 
instandsetzung des Geländes Rechnung zu tragen. 

3. Beseitigung der verschiedenen Hindernisse für 
das Roden 

Die neuen vorgeschlagenen Bestimmungen sollen 

— unter gewissen Voraussetzungen die Erneuerung 
der nach dem Roden noch bestehenden Pflanzun- 
gen ermöglichen, um so die normale Bewirt- 
schaftung des nichtgerodeten Teils der Obst- 
pflanzung in einem von der Rodeprämie begün- 
stigten Betrieb zu gewährleisten, 

— die Möglichkeit beseitigen, das Roden auf be- 
stimmte Sorten zu beschränken, 

— als Gegenleistung vorsehen, daß der EAGFL die 
gesamten gewährten Prämien übernimmt. Diese 
vollständige Finanzierung wird es auch ermögli- 
chen, für das Versäumnis eines Mitgliedstaates 
aufzukommen, der offensichtlich aus finanziellen 
Gründen die Bestimmungen dieser Verordnung 
bisher nicht vorschriftsmäßig anwenden konnte. 
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VI. Finanzielle Auswirkungen 

A. Im Falle der Abteilung Garantie des EAGFL 
(Kapitel 68 Artikel 680 und 681 des Haushaltsplans 
der Europäischen Gemeinschaften für das Haushalts- 
jahr 1972) 

a) können folgende Bestimmungen, die in dem Vor- 
schlag für eine Verordnung zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 wiedergegeben 
sind, eine finanzielle Auswirkung haben: 

— Artikel 2: bei der Festsetzung der Grund- und 
Ankaufspreise werden die nahezu mathema- 
tischen Kriterien durch flexiblere Kriterien 
ersetzt. Die finanzielle Auswirkung hängt von 
der Höhe ab, auf die die Preise in Zukunft 
vom Rat festgesetzt werden. Sie kann jedoch, 
soweit sie besteht, gegenwärtig nicht beziffert 
werden. 

— Artikel 3: Das System der Festsetzung des 
Rücknahmepreises durch die Erzeugerge- 
gemeinschaft wird geändert. Es wird vorge- 
schlagen, diese Maßnahme selektiver zu ge- 
stalten, um eine wirksamere Marktstützung 
zu gewährleisten. Da der finanzielle Ausgleich 
auf seinem bisherigen Niveau beibehalten 
wird, hängt die finanzielle Auswirkung, sofern 
sie vorhanden ist, von der Menge der aus dem 
Handel gezogenen Erzeugnisse ab; diese 
Menge wird vor allem durch den Umfang der 
Produktion bestimmt. 

— Artikel 6, 7 und 8: Das Referenzpreissystem 
wird geändert; es wird vorgeschlagen, die 
Kriterien zur Berechnung des Referenzprei- 
ses und des Einfuhrpreises für die Einfuhr- 
erzeugnisse zu ändern, um im ersten Fall den 
Interessen der Gemeinschaftserzeuger und 
der Verbraucher Rechnung zu tragen und im 
zweiten Fall die Marktlage genauer zu ermit- 
teln. Im Vergleich zum bisherigen System 
fällt die finanzielle Auswirkung dieser Ände- 
rung kaum ins Gewicht. 

— Artikel 9: Es wird ein Zusatzbetrag eingeführt; 
es handelt sich in diesem Fall um eine neue 
Maßnahme, die im Falle einer Verschlechte- 
rung der Lage auf dem Markt der Gemein- 
schaft an der Grenze anzuwenden ist. Die 
finanzielle Auswirkung richtet sich nach der 
Entwicklung der Marktlage und der Anwen- 
dung der Maßnahme. Falls eine finanzielle 
Auswirkung vorhanden ist, handelt es sich um 
eine Erhebung, die dem Begriff Agrarab- 


schöpfungen im Sinne von Artikel 2 Buchsta- 
be a des Ratsbeschlusses vom 21. April 1970 
entspricht. 

— Artikel 12: Die Bestimmungen über die Erstat- 
tungen bei der Ausfuhr werden geändert. Es 
wird vorgeschlagen, wie in den anderen 
Agrarsektoren ein System zur vorherigen 
Festsetzung der Ausfuhrerstattung einzufüh- 
ren. 

Da die Regelung der Ausfuhrerstattungen bis- 
her durch Stabilität der gewährten Beträge ge- 
kennzeichnet war (vor allem um den Abschluß 
langfristiger Verträge zu ermöglichen), dürfte 
die Einführung der Vorausfestsetzungsrege- 
lung im Prinzip keinen Einfluß auf die Aus- 
fuhrmengen haben. Die finanzielle Auswir- 
kung fiele daher kaum ins Gewicht. 

b) Die Bestimmungen in dem Vorschlag für eine 
Verordnung zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2518/69 haben keine finanzielle Aus- 
wirkung. Wenn nämlich erst einmal die Voraus- 
festsetzung der Erstattung in der Grundverord- 
nung verankert ist, bezieht sich der Vorschlag 
nur auf die Durchführungsvorschriften, die selbst 
keine finanzielle Auswirkung haben. 

B. Im Falle der Abteilung Ausrichtung (Kapitel 89 
Artikel 892 des Haushaltsplans der Europäischen 
Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 1972) bewir- 
ken die für die Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 vor- 
geschlagenen Änderungen eine Erhöhung der Aus- 
gaben für die Sanierung der Obsterzeugung. 

Denn: 

— die Fristen für die Einreichung der Anträge be- 
treffend das Roden von Birn- und Pfirsichbäumen 
werden vom 1. März 1971 bis zum 1. März 1973 
verlängert, was weitere Anträge zur Folge haben 
dürfte, 

— der Einheitsbetrag der Prämie wird ab 1. Okto- 
ber 1972 von 800 auf 900 RE je gerodeter Hek- 
tar erhöht, 

— der Erstattungssatz des EAGFL wird geändert. 

Unter Berücksichtigung der bei den Mitgliedstaaten 
bereits eingereichten Anträge, von denen einige 
bereits zu einer tatsächlichen Rodung geführt haben, 
können hinsichtlich der Auswirkung der vorge- 
schlagenen Änderungen auf die Sanierung der Obst- 
pflanzungen folgende Hypothesen aufgestellt wer- 
den: 
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Art 

Strukturelle 

Überschüsse 

in Tonnen 

Gegenwert 

in Hektar 

Anträge 

insgesamt 

in Hektar 

Bereits 

durchgeführte 
Rodungen 
in Hektar ^) 

Entsprechend 
den Anträgen 
noch 
durchzu- 
führende 
Rodungen ^) 

Noch 

wünschens- 

werte 

Rodungen ®) 


A. 

B. 

C. 

D. 

E. 

F. 

Äpfel 

300 000 

33 350 

65 100 

34 455 

30 645 

- 

Birnen 

600 000 

66 650 

29 700 

11 000 

18 700 

36 950 

Pfirsiche 

100 000 

12 500 

8 200 

3 440 

4 760 

4 300 



112 500 

103 000 

48 895 

54 105 

41 250 


BEMERKUNGEN: Zugrundegelegte Hypothese: allen eingereichten Anträgen wird entsprochen (C=D 
+ E), die neuen noch ausstehenden Anträge entsprechen dem nach den Rodungen der 
ersten Tranche vorhandenen Uberschuß (F=B — C) 


1) auf der Grundlage von 800 RE/ha 

2) auf der Grundlage von 800 RE/ha im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 

3) auf der Grundlage von 900 RE/ha im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 
geänderte Fassung 


Auf der Grundlage der Bestimmungen der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2517/69 können die Gesamtkosten 
der Maßnahme im Rahmen der zugrunde gelegten 
Hypothesen wie folgt veranschlagt werden: 

103 000 ha X 800 RE/ha = 82 400 000 RE 

Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Ände- 
rungen können die Gesamtkosten der Maßnahme 
im Rahmen der zugrunde gelegten Hypothesen wie 
folgt geschätzt werden: 

48 895 ha X 800 RE/ha = 39 1 16 000 RE 

+ 54 105 ha X 900 RE/ha = 48 694 000 RE 

+ 41 250 ha X 900 RE/ha = 37 125 000 RE 


Insgesamt 124 935 500 RE 

Die vorgeschlagenen Änderungen führen demnach zu 
einer Erhöhung der Gesamtkosten der Maßnahme 
um 

124 935 500 RE - 82 400 000 RE = 42 535 500 RE. 

Die Durchführung der Maßnahme ist unter der vor- 
geschlagenen Änderung mit Ausgaben in Höhe von 
124 935 500 RE zu Lasten der Abteilung Ausrichtung 
des EAGFL verbunden. 
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